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Datum 14. Dezember 2021 
    

 

Hinweise zu § 92a Abs. 1 Nr. 2 HGO  

 
  
Mit dem Finanzplanungserlass 2022 vom 27. September 2021 wurden unter Ziffer II Nr. 

3 bereits Hinweise zum Erfordernis eines Haushaltssicherungskonzeptes im Sinne des § 

92a Abs. 1 Nr. 1 HGO für das Jahr 2022 gegeben. 

 

Mit dem nachfolgenden Erlass erhalten Sie Hinweise zu der Frage, unter welchen 

Voraussetzungen nach § 92a Abs. 1 Nr. 2 HGO im Allgemeinen ein 

Haushaltssicherungskonzept zu erstellen ist. Daneben wird im Erlass auf von den 

allgemein geltenden Hinweisen abweichende Regelungen hingewiesen, die aufgrund der 

Corona-Pandemie nur für die mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung 2021-2025 

gelten.  

 

Haushaltssicherungskonzept für die mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung 

Nach § 92a Abs. 1 Nr. 2 HGO hat die Gemeinde ein Haushaltssicherungskonzept 

aufzustellen, wenn nach der Ergebnis- und Finanzplanung (§ 101 HGO) im 

Planungszeitraum Fehlbeträge oder ein negativer Zahlungsmittelbestand erwartet 

werden. Die mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung erstreckt sich nach § 101 Abs. 1 

HGO über einen Zeitraum von fünf Jahren, wobei das erste Planungsjahr das laufende 

Haushaltsjahr ist. 
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Der § 92a Abs. 1 Nr. 2 HGO ist im Zusammenhang mit § 92a Abs. 1 Nr. 1 HGO zu sehen, 

der bei einem nicht ausgeglichenen Ergebnis- oder Finanzhaushalt ein 

Haushaltssicherungskonzept verbindlich vorsieht.  

 

Demzufolge sind in § 92a Abs. 1 Nr. 2 HGO sowohl Fehlbeträge des Ergebnishaushalts 

als auch des Finanzhaushalts gemeint, wobei letztere sich aus dem Zahlungsmittelfluss 

aus laufender Verwaltungstätigkeit abzüglich der verbleibenden ordentlichen Tilgung von 

Investitionskrediten und der Zahlungen an das Sondervermögen Hessenkasse ergeben.  

 

Der § 92a Abs. 1 Nr. 2 HGO spricht von Fehlbeträgen im Planungszeitraum der 

mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung. Eine Pflicht zur Aufstellung eines 

Haushaltssicherungskonzepts ist nur dann anzunehmen, wenn sich für den fünfjährigen 

Planungszeitraum der Ergebnis- und Finanzplanung insgesamt jeweils durch Saldierung 

der jahresbezogenen Planwerte im Ergebnishaushalt unter Berücksichtigung der 

ordentlichen Rücklage ein Fehlbetrag im ordentlichen Ergebnis oder ein Fehlbetrag im 

Finanzhaushalt ergeben.  

 

Mittelfristige Ergebnisplanung 

Für den Zeitraum der mittelfristigen Ergebnisplanung besteht somit keine Pflicht zur 

Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzepts, wenn für den Planungszeitraum 

insgesamt der Ergebnishaushalt als ausgeglichen gilt i.S. von § 92 Abs. 5 Nr. 1 HGO.  

 

Dafür müssen im Planungszeitraum insgesamt geplante jahresbezogene ordentlichen 

Defizite durch insgesamt geplante jahresbezogene ordentliche Überschüsse 

ausgeglichen werden können bzw. muss ein Ausgleich eines sich saldiert ergebenden 

ordentlichen Defizits durch eine Entnahme aus der ordentlichen Rücklage möglich sein.  

 

Im Hinblick auf die Änderung der GemHVO ist in den Jahresabschlüssen 2020 bis 2022 

ein Ausgleich ordentlicher Defizite auch mit dem sich am 31. Dezember 2020 ergebenden 

Betrag der außerordentlichen Rücklage zulässig. In den Planungszeiträumen der 

mittelfristigen Ergebnisplanung 2021 bis 2025 und 2022 bis 2026 steht damit auch dieser 

außerordentliche Rücklagenbetrag zum Ausgleich eines sich saldiert ergebenden 

ordentlichen Defizits zur Verfügung. Soweit der außerordentliche Rücklagebetrag einen 
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Ausgleich des saldierten ordentlichen Defizits ermöglicht, besteht keine Pflicht zur 

Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzepts.  

 

Ein Haushaltssicherungskonzept ist demnach aufzustellen, wenn diese 

Ausgleichsmechanismen nicht gegeben sind. Sofern im Zusammenhang mit der 

mittelfristigen Ergebnisplanung 2021-2025 ein Haushaltssicherungskonzept aufzustellen 

ist, gelten die Anforderungen des § 92a Abs. 2 HGO wieder uneingeschränkt, da 

insbesondere die Einnahmeentwicklung der Kommunen zwischenzeitlich wieder sicherer 

eingeschätzt werden kann. 

 

Mittelfristige Finanzplanung 

Soweit im Zeitraum der mittelfristigen Finanzplanung der Finanzhaushalt insgesamt 

ausgeglichen ist i.S. von § 92 Abs. 5 Nr. 1 HGO, besteht keine Pflicht zur Aufstellung 

eines Haushaltssicherungskonzepts. Dafür muss im Planungszeitraum die 

Gesamtsumme der jeweils jahresbezogen geplanten Überschüsse aus laufender 

Verwaltungstätigkeit zuzüglich der zweckgebundenen Einzahlungen zur ordentlichen 

Tilgung von Investitionskrediten mindestens so hoch sein wie die Gesamtsumme der 

jahresbezogen geplanten ordentlichen Tilgungen von Investitionskrediten sowie der 

Zahlungen an das Sondervermögen Hessenkasse.  

 

Ein Haushaltssicherungskonzept ist demnach aufzustellen, wenn im 

Finanzplanungszeitraum insgesamt die Summe der Salden aus laufender 

Verwaltungstätigkeit abzüglich der Summe der Auszahlungen für die ordentliche Tilgung 

von Investitionskrediten (unter Berücksichtigung hierfür vorgesehener zweckgebundener 

Einzahlungen) und an das Sondervermögen Hessenkasse negativ ist. 

 

Abweichend davon entfällt in der mittelfristigen Finanzplanung 2021-2025 ein 

Haushaltssicherungskonzept in den Fällen, in denen der Saldo des Zahlungsmittelflusses 

aus laufender Verwaltungstätigkeit zuzüglich der zweckgebundenen Einzahlungen zur 

ordentlichen Tilgung von Investitionskrediten zwar nicht so hoch ist, dass daraus die 

Auszahlungen zur ordentlichen Tilgung von Krediten sowie ggf. an das Sondervermögen 

„Hessenkasse“ geleistet werden können, jedoch im gesamten Finanzplanungszeitraum 

ausreichend ungebundene Liquidität (vgl. Muster 3 zu Hinweis Nr. 6 zu ‚§ 106 HGO) für 

die Tilgungsleistungen und ggf. Auszahlungen an das Sondervermögen „Hessenkasse“ 
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zur Verfügung steht (vgl. II Nr. 3 des Finanzplanungserlasses 2022 vom 27. September 

2021). 

 

Negativer Zahlungsmittelbestand 

Eine Pflicht zur Erstellung eines Haushaltssicherungskonzepts besteht auch dann, wenn 

sich für das Ende des Finanzplanungszeitraums ein negativer Zahlungsmittelbestand im 

Finanzhaushalt ergibt. Ein negativer Zahlungsmittelbestand kann sich auch bei 

ausgeglichenen Finanzhaushalten ergeben, z.B. aus Investitionsauszahlungen oder 

Kredittilgungen. Entscheidend ist demnach für ein Haushaltssicherungskonzept ein 

negativer Zahlungsmittelbestand am Ende des Finanzplanungszeitraumes. Im 

Haushaltssicherungskonzept ist nach § 92a Abs. 2 HGO anzugeben, durch welche 

Maßnahmen und in welchem Zeitraum wieder ein positiver Zahlungsmittelbestand 

erreicht werden soll.  

 

Ein negativer Zahlungsmittelbestand zum Beginn des Finanzplanungszeitraums oder im 

Zwischenzeitraum begründen keine Pflicht zur Erstellung eines 

Haushaltssicherungskonzepts.  

 

Die vorgenannten Hinweise ersetzen den Erlass vom 20. Dezember 2020. 

 

gez. Graf  
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